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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 30.03.2011 
 
 

1. Versicherungsrechtliche Beurteilung kurzfristiger Auslandseinsätze in Konzernunterneh-
men im Rahmen einer Entsendung 

 
 
 
 
Eine Entsendung im Sinne einer Ausstrahlung nach § 4 SGB IV bei Beschäftigung in einer 

ausländischen Beteiligungsgesellschaft (z. B. einer Tochtergesellschaft) liegt vor, wenn der 

Beschäftigte im Rahmen eines bei der inländischen Gesellschaft (fort-)bestehenden Be-

schäftigungsverhältnisses zeitlich begrenzt entsandt wird (vgl. Abschnitt 3.3.3 der Richtlinien 

zur versicherungsrechtlichen Beurteilung von Arbeitnehmern bei Ausstrahlung und Einstrah-

lung vom 02.11.2010). Ein Fortbestehen eines bei der inländischen Gesellschaft begründe-

ten Beschäftigungsverhältnisses im sozialversicherungsrechtlichen Sinne (§ 7 SGB IV) setzt 

voraus, dass der im Ausland Beschäftigte organisatorisch in den Betrieb in Deutschland ein-

gegliedert bleiben bzw. sein muss. Außerdem muss er dem Weisungsrecht seines bisheri-

gen Arbeitgebers in Bezug auf Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung der Arbeit - unter 

Umständen in einer durch den Auslandseinsatz bedingten gelockerten Form - unterstehen. 

Schließlich muss sich der Arbeitsentgeltanspruch des Arbeitnehmers ausschließlich gegen 

den bisherigen Arbeitgeber richten. Dafür spricht, wenn der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt 

des im Ausland Beschäftigten - weiterhin - in der Entgeltabrechnung wie für seine Beschäf-

tigten im Inland ausweist. Darüber hinaus ist bei Konzernunternehmen maßgebend, ob das 

Arbeitsentgelt bei der Gewinnermittlung im Inland als Betriebsausgabe steuerrechtlich gel-

tend gemacht wird (vgl. Urteil des BSG vom 07.11.1996 - 12 RK 79/94 -, USK 9651).  

 

In diesem Zusammenhang ist fraglich, welche Bedeutung die steuerrechtliche Behandlung 

des Arbeitsentgelts hat und ob eine Entsendung im Sinne einer Ausstrahlung nach § 4 

SGB IV generell auszuschließen ist, wenn das Arbeitsentgelt als Betriebsausgabe durch die 

aufnehmende Konzerngesellschaft geltend gemacht wird.  

 

Bei konzerninternen Entsendungen ist entscheidend, wo der Schwerpunkt der rechtlichen 

und tatsächlichen Merkmale des Beschäftigungsverhältnisses liegt. Dies gilt insbesondere 

bei kurzfristigen Entsendungen. Hier kommt der Eingliederung in den Betrieb des inländi-

schen Arbeitgebers als wesentliches Element eines Beschäftigungsverhältnisses mit dem 
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entsendenden Arbeitgeber entscheidende Bedeutung zu. Soweit dabei die Frage zu klären 

ist, gegen wen sich der arbeitsrechtliche Entgeltanspruch richtet, gilt dies unverändert. Wer 

das Arbeitsentgelt bei der Gewinnermittlung als Betriebsausgabe steuerlich geltend macht, 

tritt in diesem Zusammenhang bei der Beurteilung kurzfristiger Entsendungen in den Hinter-

grund.  

 

Die steuerliche Geltendmachung des Arbeitsentgelts als Betriebsausgabe durch die auf-

nehmende Konzerngesellschaft ist daher unschädlich, wenn 

 

Ø der Einsatz des dort vorübergehend eingesetzten Arbeitnehmers einer in einem anderen 

Staat ansässigen Konzerngesellschaft von kurzfristiger Dauer ist; von kurzfristiger Dauer 

ist ein Einsatz, der zwei Monate nicht überschreitet,  

 

Ø der Arbeitnehmer keinen anderen Arbeitnehmer ablöst, der zuvor vorübergehend dort 

eingesetzt war und 

 

Ø sich der Arbeitsentgeltanspruch des Arbeitnehmers, ausschließlich gegen den entsen-

denden Arbeitgeber richtet. 

 

Bei dem erneuten kurzfristigen Einsatz des Arbeitnehmers in demselben Staat bei demsel-

ben Unternehmen handelt es sich nur dann um eine Entsendung im Sinne der Ausstrahlung, 

wenn seit dem Ende der vorherigen vorübergehenden Beschäftigung dort mindestens zwei 

Monate vergangen sind. 

 

Die vorstehenden Grundsätze gelten spätestens für ab 01.05.2011 beginnende Entsendun-

gen. Soweit in der Vergangenheit anders verfahren wurde, wird dies nicht beanstandet. 

 

Die Richtlinien zur versicherungsrechtlichen Beurteilung von Arbeitnehmern bei Ausstrah-

lung (§ 4 SGB IV) und Einstrahlung (§ 5 SGB IV) vom 02.11.2010 werden bei nächster Ge-

legenheit entsprechend ergänzt. 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 30.03.2011 
 
 

2. Beitragsrechtliche Beurteilung von Verdienstausfallentschädigungen nach § 65a SGB I 
 
 
 
 
Arbeitsentgelt sind nach § 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV alle laufenden oder einmaligen Einnah-

men aus einer Beschäftigung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen be-

steht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie un-

mittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Hierbei 

muss es sich zwar grundsätzlich um Leistungen handeln, die vom Arbeitgeber zur Abgeltung 

einer Arbeitstätigkeit zu erbringen sind. Das relevante Arbeitsentgelt wird aber nicht auf Ein-

nahmen beschränkt, die vom Arbeitgeber selbst gezahlt werden. Vielmehr können auch 

Leistungen eines Dritten Arbeitsentgelt sein. Voraussetzung ist jedoch, dass die Leistungen 

tatsächlich eine Vergütung der Arbeitsleistung darstellen bzw. mit dieser im Zusammenhang 

stehen. 

 

Wer der Aufforderung eines Leistungsträgers zum persönlichen Erscheinen oder zu einer 

medizinischen Untersuchung nachkommt, kann nach § 65a SGB I für entgangenes Arbeits-

entgelt eine Verdienstausfallentschädigung erhalten. Bei dieser Verdienstausfallentschädi-

gung handelt es sich nicht um sozialversicherungsrechtlich relevantes Arbeitsentgelt 

im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV. Die Entschädigung des Verdienstausfalls stellt 

weder eine Vergütung für eine Arbeitsleistung dar noch steht sie im Zusammenhang mit 

einer erbrachten Arbeitsleistung. Der Charakter der Leistung wird gerade durch die Nicht-

erbringung der Arbeitsleistung und dem damit einhergehenden Verlust des Anspruchs auf 

Vergütung bestimmt. 

 

Der vorstehenden Bewertung steht nicht entgegen, dass entsprechende Verdienstausfall-

entschädigungen gegebenenfalls nach § 24 Nr. 1 Buchst. a in Verb. mit § 2 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 4 EStG zu den steuerpflichtigen Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit zu zählen sind. 

An einer vergleichbaren Regelung fehlt es für die Sozialversicherung, anders als beispiels-

weise für Verdienstausfallentschädigungen nach dem Infektionsschutzgesetz (§§ 56, 57 
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IfSG) oder in der Rentenversicherung für Verdienstausfallentschädigungen für Wehrübende 

nach dem Unterhaltssicherungsgesetz (§ 13 USG i. V. m. § 166 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI). 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 30.03.2011 
 
 

3. Beitragsrechtliche Beurteilung der Geldleistungen zur Förderung in Kindertagespflege 
nach § 23 SGB VIII an Tagespflegepersonen (Tagesmütter) 

 
 
 
 
Die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Kindertagespflege wird in der Regel 

nicht im Rahmen eines versicherungsrechtlich relevanten Beschäftigungsverhältnisses (§ 7 

Abs. 1 SGB IV) ausgeübt. Im Einzelfall und in Abhängigkeit von der konkreten Ausgestal-

tung des Verhältnisses zwischen dem bzw. den Personensorgeberechtigten (das sind im 

Regelfall die Eltern) und der Tagespflegeperson kann jedoch ein Beschäftigungsverhältnis 

bestehen, wenn die für das Vorliegen eines Beschäftigungsverhältnisses von der Rechtspre-

chung aufgestellten Kriterien erfüllt sind. Hierbei kommt es auf die Gesamtwürdigung der 

tatsächlichen Umstände des Einzelfalles an. 

 

Die Träger der Jugendhilfe fördern die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege nach 

§§ 22 ff. SGB VIII. Die Förderung umfasst die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten 

Tagespflegeperson und deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung 

sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung (§ 23 Abs. 1 SGB VIII). Bestandteile die-

ser Geldleistung sind nach § 23 Abs. 2 SGB VIII  

 

Ø die Erstattung angemessener Kosten, die für den Sachaufwand entstehen (Nummer 1), 

Ø ein Betrag zur Anerkennung der Förderungsleistung (Nummer 2), 

Ø die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 

sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Al-

terssicherung der Tagespflegeperson (Nummer 3) und 

Ø die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kran-

ken- und Pflegeversicherung der Tagespflegeperson (Nummer 4). 

 

Der Anspruch auf die Geldleistung besteht im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Leis-

tungsverhältnisses zwischen dem für die Leistung zuständigen Träger und der Tagespflege-

person als Leistungsempfänger. Die Förderung der Kindertagespflege nach dem SGB VIII 

wird unabhängig davon erbracht, ob die von einer Tagespflegeperson in ihrem Haushalt 
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oder im Haushalt des Personensorgeberechtigten geleistete Kindertagespflege im Rahmen 

einer selbständigen Tätigkeit oder eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses erbracht 

wird. Auch die in einem Beschäftigungsverhältnis zu den Personensorgeberechtigten ste-

henden Tagespflegepersonen haben grundsätzlich einen Anspruch auf Erstattung der Bei-

träge zur Unfall-, Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung nach Maßgabe des § 23 Abs. 2 

Nr. 3 und 4 SGB VIII. Da hier die Personensorgeberechtigten als Arbeitgeber auftreten und 

im Innenverhältnis gegenüber der Tagespflegeperson und im Verhältnis zu den Sozialversi-

cherungsträgern zur Leistung bzw. Beitragszahlung verpflichtet sind, kann im Wege eines 

öffentlich-rechtlichen Vertrages nach §§ 53 ff. SGB X zwischen Jugendamt und Tagespfle-

geperson bzw. Personensorgeberechtigten die Zahlung der laufenden Geldleistung an die 

Personensorgeberechtigten (etwa im Wege der Abtretung) vereinbart werden.  

 

In der Praxis bestehen unterschiedliche Auffassungen, ob es sich bei diesen Geldleistungen 

an die in einem Beschäftigungsverhältnis stehenden Tagespflegepersonen um sozialversi-

cherungsrechtlich relevantes Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 Abs. 1 SGB IV handelt. 

 

Arbeitsentgelt sind nach § 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV alle laufenden oder einmaligen Einnah-

men aus einer Beschäftigung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen be-

steht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie un-

mittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Hierbei 

muss es sich zwar grundsätzlich um Leistungen handeln, die vom Arbeitgeber zur Abgeltung 

einer Arbeitstätigkeit zu erbringen sind. Das relevante Arbeitsentgelt wird aber nicht auf Ein-

nahmen beschränkt, die vom Arbeitgeber selbst gezahlt werden. Vielmehr können auch 

Leistungen eines Dritten Arbeitsentgelt sein. Voraussetzung ist jedoch, dass diese Leistun-

gen tatsächlich eine Vergütung der Arbeitsleistung darstellen bzw. mit der Arbeitsleistung in 

einem engen Zusammenhang stehen. 

 

Die Geldleistungen nach § 23 Abs. 2 SGB VIII stehen zwar in engem Zusammenhang mit 

der Arbeitsleistung der Tagespflegeperson. Allerdings wird die Geldleistung im Rahmen der 

Übernahme der Kindertagespflege im öffentlichen Auftrag des Trägers der Jugendhilfe er-

bracht. Bei der Leistung handelt es sich um eine Sozialleistung im Sinne des § 11 in Verb. 

mit § 27 Abs. 1 Nr. 3 SGB I, die im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Leistungsverhältnis-

ses beansprucht wird. Dies schließt die Behandlung der Geldleistung als von einem Dritten 

gezahltes Arbeitsentgelt aus. Sofern die im Rahmen eines abhängigen Beschäftigungsver-

hältnisses einer Tagespflegeperson gewährten Geldleistungen vom Träger der Jugendhilfe 

an die Personensorgeberechtigten zur Auszahlung an die Tagespflegepersonen erbracht 

werden, ist die Leistung nach § 23 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII (Betrag zur Anerkennung der För-
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derungsleistung) Arbeitsentgelt nach § 14 Abs. 1 SGB IV. Dies gilt auch für die nach § 23 

Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII für die Erstattung tatsächlicher Sachaufwandskosten gewährten Leis-

tungen. Da die Personensorgeberechtigten nach der Intention des Gesetzgebers (vgl. 

Schreiben des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 

14.12.2010 – Anlage) auch bei der Beschäftigung von Tagespflegepersonen (grundsätzlich) 

nicht belastet werden sollen, werden die Beitragsleistungen nach § 23 Abs. 2 Nr. 3 und 4 

SGB VIII in diesen Fällen zur Finanzierung der von den Personensorgeberechtigten zu tra-

genden Arbeitgeberbeitragsanteile zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie zur 

Umlage zur Unfallversicherung gewährt und sind daher nicht zum Arbeitsentgelt nach § 14 

Abs. 1 SGB IV zu zählen. 

 

 

Anlage 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 30.03.2011 
 
 

4. Beitragsrechtliche Behandlung von Vorteilen aus Arbeitnehmerbeteiligungsprogrammen 
nach französischem Recht (FCPE) 

 
 
 
 
Die Beteiligung von Arbeitnehmern am Unternehmenskapital ist in Deutschland bislang rela-

tiv gering verbreitet. Um die Anzahl der Arbeitnehmer mit direkten oder indirekten Beteili-

gungen am Unternehmen mittelfristig zu steigern, ist zuletzt mit dem Mitarbeiterkapitalbetei-

ligungsgesetz vom 07.03.2009 (BGBl. I S. 451) die steuerliche Förderung von Mitarbeiterka-

pitalbeteiligungen erweitert worden. 

 

In Frankreich ermöglicht der „Plan d’épargne d’entreprise“, ein Mitarbeiterbeteiligungspro-

gramm in der Form eines betrieblichen Vermögensbildungsplans, den Arbeitnehmern zu 

steuerlich und sozialversicherungsrechtlich vorteilhaften Bedingungen ein Wertpapierfolio 

aufzubauen. Der Plan kann aus mehreren Quellen gespeist werden, insbesondere durch 

Zahlungen der Beschäftigten und Beiträge des Arbeitgebers. Die Beiträge des Arbeitgebers 

und der Arbeitnehmer werden in einen für die Arbeitnehmer bestimmten geschlossenen 

französischen Investmentfonds, dem Fonds Commun de Placement d’Enterprise (FCPE), 

eingebracht und in frei wählbaren Formen angelegt, zum Beispiel in Aktien des Arbeitgebers 

bzw. der Muttergesellschaft des Arbeitgebers. Die Verwendung eines FCPE erleichtert die 

Verwaltung der Wertpapiere sowohl für die Anteilsinhaber als auch für die Arbeitgeber. 

 

Arbeitnehmer, die an einem entsprechenden Mitarbeiterbeteiligungsprogramm teilnehmen, 

erwerben entgeltlich Anteile an dem FCPE. Die Anteile unterliegen einer Sperrfrist von min-

destens fünf Jahren, während der die Arbeitnehmer nicht über die Anteile verfügen können. 

Nur in wenigen Ausnahmefällen (z. B. Beendigung des Arbeitsverhältnisses) sind die Arbeit-

nehmer berechtigt, vorzeitig über ihre Anteile zu verfügen. Nach Ablauf der Sperrfrist bzw. 

im Fall einer vorzeitigen Freigabe werden die im FCPE angesammelten Mittel auf Verlangen 

jedes einzelnen Arbeitnehmers an diesen ausgezahlt. Hierzu muss der Arbeitnehmer seine 

Anteile an den Fonds verkaufen und erhält im Gegenzug den Marktwert seiner Anteile. Divi-

denden, die während der Sperrfrist auf die vom FCPE gehaltenen Aktien anfallen, werden in 

der Regel nicht an die Arbeitnehmer ausgezahlt, sondern durch den FCPE reinvestiert.  
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Die vorstehend beschriebene Form von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen ist in Frankreich 

stark verbreitet; an ihnen nehmen auch die in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer von 

Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen französischer Konzerne regelmäßig teil.  

 

Lohnsteuerrechtlich ist bei Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen unter Verwendung von fran-

zösischen FCPE-Strukturen eine Besteuerung des geldwerten Vorteils erst im Zeitpunkt der 

Auflösung des Programms und Überweisung eines Geldbetrag an den Arbeitnehmer bzw. 

der Zuwendung anderer Vorteile (z. B. Tausch in Aktien) vorgesehen (vgl. auch BMF-

Schreiben vom 08.12.2009, IV C 5 - S 2347/09/10002, Textziffer 4, Anlage 2). Die während 

der Laufzeit des Programms thesaurierten Gewinne stellen für den Arbeitnehmer keine Kapi-

taleinkünfte dar, sondern führen zu Wertsteigerungen und damit zu einer Erhöhung des 

geldwerten Vorteils. Dieser wird (wie ein Veräußerungsgewinn) ermittelt aus der Differenz 

zwischen Rückkaufspreis der FCPE-Fondsanteile (d. h. der Marktpreis der vom Fonds ge-

haltenen Aktien zum Zeitpunkt des Verkaufs einschließlich zusätzlicher Aktien, die im Markt 

mit dem Geld von reinvestierten Dividenden angeschafft wurden) und dem Betrag, den der 

Arbeitnehmer zum Erwerb der Anteile selbst gezahlt hat. 

 

Der Begriff des Arbeitsentgelts in der Sozialversicherung (§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV) er-

fasst auch die Vorteile, die durch das individuelle Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnis des 

Arbeitnehmers veranlasst sind. Das ist der Fall, wenn die Vorteile mit Rücksicht auf das Ar-

beits- oder Beschäftigungsverhältnis eingeräumt werden und sich die Leistung im weitesten 

Sinne als Gegenleistung für das Zurverfügungstellen der individuellen Arbeitskraft des Ar-

beitnehmers erweist. Nach diesen Maßstäben sind auch die im Zusammenhang mit einer 

Beschäftigung erzielten Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen unter Verwendung 

von französischen FCPE-Strukturen als Arbeitsentgelt anzusehen und damit beitragspflich-

tig. 

 

Die in Rede stehenden (geldwerten) Vorteile stellen Arbeitsentgelt dar, das nicht für die Ar-

beit in einem einzelnen Entgeltabrechnungszeitraum gezahlt wird. Für einmalig gezahltes 

Arbeitsentgelt gilt hinsichtlich der Entstehung des Beitragsanspruchs das Zuflussprinzip 

(§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Bei Anwendung des Zuflussprinzips gelangt - der steuerrechtli-

chen Behandlung folgend - erst bei Rückkauf der Fondsanteile der geldwerte Vorteil in das 

wirtschaftliche Eigentum des Arbeitnehmers (vgl. BMF-Schreiben vom 08.12.2009, IV C 5 - 

S 2347/09/10002). Dementsprechend ist erst von diesem Zeitpunkt an ein Zufluss anzu-

nehmen.  
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Der (geldwerte) Vorteil wird ermittelt aus der Differenz zwischen Rückkaufspreis der FCPE-

Fondsanteile und dem Betrag, den der Arbeitnehmer zum Erwerb der Anteile selbst gezahlt 

hat. Für den (Ausnahme-)Fall, dass ein Veräußerungsverlust vorliegen sollte, führt dies nicht 

zu negativem Arbeitsentgelt; diese negativen Beträge werden als vergebliche Erwerbsauf-

wendungen angesehen, die als Werbungskosten im Rahmen der Veranlagung zur Einkom-

mensteuer abziehbar sind, nicht jedoch das Arbeitsentgelt in beitragsrechtlicher Hinsicht 

mindern. 

 

Der Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 39 EStG in Höhe von 360 EUR ist nicht auf den geldwer-

ten Vorteil anzuwenden, der durch den Rückkauf der Fondsanteile bei Überweisung eines 

Geldbetrags entsteht. Sachbezüge (z. B. Aktien), die der Arbeitnehmer bei Rückkauf erhält, 

können dagegen nach § 3 Nr. 39 EStG steuerfrei sein, wenn die entsprechenden Voraus-

setzungen vorliegen. 
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- unbesetzt - 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 30.03.2011 
 
 

5. Insolvenzgeldumlage bei gewöhnlicher Erwerbstätigkeit in mehreren Mitgliedstaaten 
der EU 

 
 
 
 
Nach Artikel 13 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 unterliegen Personen, 

die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten der EU eine Beschäftigung bei mehreren 

Unternehmen oder Arbeitgebern mit Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten ausüben, den 

Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, wenn ein wesentlicher Teil der Erwerbstätigkeit 

(25 %) dort ausgeübt wird. Unter den genannten Voraussetzungen gelten daher bei Wohn-

sitz des Arbeitnehmers in Deutschland die deutschen Rechtsvorschriften über soziale Si-

cherheit. Die Bescheinigung über die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften (Vor-

druck A1) stellt in diesen Fällen der GKV-Spitzenverband, Deutsche Verbindungsstelle 

Krankenversicherung – Ausland (DVKA), aus. Die beteiligten Arbeitgeber erhalten eine Ko-

pie der Bescheinigung und werden damit aufgefordert, die nach innerstaatlich deutschem 

Recht erforderlichen Meldungen abzugeben und die Beiträge zu zahlen. Da das Insolvenz-

geld und die Insolvenzgeldumlage nicht in den sachlichen Anwendungsbereich der Rege-

lungen des europäischen Gemeinschaftsrechts fallen, ist fraglich, ob die beteiligten Arbeit-

geber in den in Rede stehenden Fällen bei gewöhnlicher Beschäftigung in zwei oder mehre-

ren EU-Mitgliedstaaten regelmäßig auch die Insolvenzgeldumlage nach den §§ 358 ff. SGB 

III zu zahlen haben.  

 

Die Regelungen des europäischen Gemeinschaftsrechts zur Koordinierung der Systeme der 

sozialen Sicherheit entfalten keine unmittelbaren Wirkungen hinsichtlich der Einbeziehung 

der Arbeitsentgelte der unter die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 fallenden Arbeitnehmer bei 

der Bemessung der Insolvenzgeldumlage. Die Frage der Einbeziehung einzelner im Betrieb 

beschäftigter Arbeitnehmer bzw. ihrer Arbeitsentgelte in die Umlagepflicht ist daher unter 

Berücksichtigung des mit der Insolvenzgeldumlage verfolgten Regelungszwecks eigenstän-

dig auszulegen und abzugrenzen. Das schließt nicht aus, die Grundsätze der in Artikel 13 

der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 festgelegten Koordinierungsregeln mittelbar zu über-

nehmen.  
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Das bedeutet, dass für die in Deutschland wohnenden Arbeitnehmer, die gewöhnlich in zwei 

oder mehr Mitgliedstaaten der EU eine Beschäftigung bei mehreren Unternehmen oder Ar-

beitgebern mit Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten ausüben und für die die deutschen 

Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit gelten, grundsätzlich Insolvenzgeldumlage nach 

den §§ 358 ff. SGB III zu zahlen ist. Die Umlagepflicht trifft jedoch nur die in Deutschland 

ansässigen Arbeitgeber für die in Deutschland ausgeübte(n) Beschäftigung(en). Dagegen 

besteht für die in einem oder jedem weiteren EU-Mitgliedstaat ausgeübte Beschäftigung, für 

die die deutschen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit gelten, keine Insolvenzgeldum-

lagepflicht des ausländischen Arbeitgebers. 

 

Für in Deutschland beschäftigte Arbeitnehmer (z. B. Saisonarbeitskräfte), die nicht in 

Deutschland wohnen und die weiterhin den sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ihres 

Wohnmitgliedstaates unterliegen, ist keine Insolvenzgeldumlage nach deutschem Recht zu 

zahlen (vgl. auch Ziffer II 3.2.18 der Gemeinsamen Verlautbarung vom 03.11.2010 zur In-

solvenzgeldumlage). 

 

 


